
Wegfall kommen müsse. Mangels einer ausdrücklichen 
gesetzlichen Bestimmung, welche geeignet gewesen wäre, 
diese Entscheidungen zu stützen, haben die betreffenden 
Gerichte geglaubt, die Treu- und Glaubensregel des 
§ 242 BGB anwenden zu dürfen, daneben aber sich auch 
auf die vom ehemaligen Reichsgericht nach <Jem ersten 
Weltkrieg und unter den Verhältnissen der Inflation 
entwickelte Ausweitung der Lehre vom Wegfall der 
Geschäftsgrundlage berufen. Das Fehlerhafte dieser 
Rechtsprechung hat das Oberste Gericht in seiner 
grundlegenden Entscheidung vom 11. September 1953 
(NJ 1953 S. 654) mit eingehender und überzeugender 
Begründung aufgezeigt. Als wesentliches Ergebnis die­
ser Entscheidung ist festzuhalten, „daß dann, wenn durch 
Kriegseinwirkung oder durch Kriegsfolgen ein bebautes 
Grundstück beschädigt oder zerstört worden ist, weder 
der Bestand einer darauf ruhenden Hypothek noch der 
ihr zugrunde liegenden Forderung berührt wird“.

Bereits in einer früheren Entscheidung vom 14. Fe­
bruar 1951 (NJ 1951 S. 224) hatte das Oberste Gericht, 
unabhängig von dem Tatbestand einer „Ruinenhypo­
thek“, entschieden, daß die Haftung der Gesellschafter 
einer offenen Handelsgesellschaft für deren Verbind­
lichkeiten nicht dadurch entfällt, daß das Vermögen der 
oHG enteignet und in Volkseigentum überführt wird.

Es trifft zu, daß eine veröffentlichte Entscheidung des 
Obersten Gerichts über einen Fall, bei dem die dingliche 
Haftung nicht durch Zerstörung, sondern infolge Ent­
eignung des Pfandgrundstücks in Mitleidenschaft ge­
zogen wurde, nicht vorliegt. Aber der erkennende Senat 
hatte bereits Gelegenheit, einen solchen Fall, bei dem 
die Enteignung des Pfandgrundstücks auf dem Boden­
reformgesetz beruhte, zu behandeln, und er hat auch in 
diesem Falle das Fortbestehen der persönlichen Schuld- 
haftuhg des Hypothekenschuldners bejaht, in den Ent­
scheidungsgründen auch vergleichende Betrachtungen 
über die Rechtslage im gegenständlichen Falle und bei 
Trümmerhypotheken angestellt. Das Oberste Gericht 
hat die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung durch 
Beschluß vom 21. August 1953 — 1 Uz 51/53 — als 
offensichtlich unbegründet verworfen und die Entschei­
dung des Bezirksgerichts als irrtumsfrei bezeichnet.

In der Tat ist auch nicht' einzusehen, weshalb die 
grundsätzlichen Erwägungen des Obersten Gerichts in 
den zitierten veröffentlichten Entscheidungen nicht auch 
auf Fälle der Enteignung eines Pfandgrundstücks mit 
der Folge eines Erlöschens der dinglichen Haftung An­
wendung finden sollten. Entscheidend ist in allen Fäl­
len der Umstand, daß es bereits als Ausgangspunkt der 
Betrachtungen falsch ist, den Schwerpunkt willkürlich 
auf die dingliche Seite der Angelegenheit zu verlegen 
und immer nur die vermeintlichen Belange des Schuld­
ners zu berücksichtigen, ohne sich darum zu kümmern, 
wie sich die Rechtslage auf seiten des Gläubigers ge­
staltet. Mit Recht hat deshalb das Oberste Gericht dar­
auf hingewiesen, es sei kein Grund ersichtlich, den 
Gläubigern aus „Billigkeitsgründen“ oder aus sonstigen 
außerhalb des Gesetzes aufgerichteten Konstruktionen 
ihr Recht zu nehmen und sie schlechter zu stellen als 
solche Gläubiger, die sich überhaupt keine dingliche 
Sicherung einräumen ließen.

Das Bürgerliche Gesetzbuch hat in getrennten Ab­
schnitten das Pfandrecht an beweglichen Sachen und an 
Grundstücken (Hypothekenrecht) geregelt und dabei 
genaue Bestimmungen über das Verhältnis zwischen 
persönlicher Schuld und dinglicher Haftung getroffen. 
So erlischt z. B. das Mobiliarpfandrecht schlechthin mit 
der Forderung, für die es besteht, während die Hypo­
thek unter den gleichen Voraussetzungen zwar nicht er­
lischt, aber aus der Hand des befriedigten Gläubigers 
in die des Grundstückseigentümers übergeht. Nirgends 
aber findet sich eine Vorschrift, die besagt, daß ein 
„Wegfall der dinglichen Sicherung“ für den Gläubiger 
auch mit einem entsprechenden Verlust seiner persön­
lichen Forderung verbunden sein müsse. Es wäre auch 
kein innerer Rechtsgrund ersichtlich, weshalb eine For­
derung deshalb erlöschen sollte, weil ihre Sicherung 
nicht mehr besteht.

2. Auch der zweite Einwand der Verklagten, daß sie 
die Bürgschaft seinerzeit nur im Vertrauen auf die be­
stehende dingliche Sicherung übernommen habe, ver­
mag sie nicht von ihrer Haftung als Bürge zu entbinden. 
Offenbar will die Verklagte hierbei sich die erwähnte 
Lehre vom „Fortfall der Geschäftsgrundlage“ in Anleh­

nung an § 242 BGB zunutze machen. Sie geht aber 
dabei von irrigen Voraussetzungen aus. Geschäftsgrund­
lage, wenn man dieser vom früheren Reichsgericht ent­
wickelten Lehre überhaupt folgen will, sind Vorstel­
lungen über das Vorhandensein und -bleiben gewisser 
grundlegender Umstände, die zwar nicht Vertragsinhalt 
geworden, andererseits aber auch nicht bloßer Beweg­
grund geblieben, sondern entweder von b e i d e n  Ver­
tragspartnern oder doch von einem unter Erkennen und 
Nichtbeanstandung durch den anderen zur Grundlage 
des Geschäfts gemacht worden sind. So liegen aber in 
vorliegendem Falle die Dinge nicht. Das, was die Ver­
klagte als Fortfall der Geschäftsgrundlage bezeichnen 
möchte, nämlich der Fortfall der dinglichen Sicherung, 
entsprach gerade umgekehrt erst dem Sinn und Zweck 
der Bürgschaft, der nämlich darin bestand, die Gläubi­
gerin gerade für den gedachten Fall eines Verlustes der 
dinglichen Sicherung anderweitig zu decken. Jeder 
Bürge wird in der Regel hoffen, aus der Bürgschaft 
nicht in Anspruch genommen zu werden, und er wird 
in dieser Hoffnung bestärkt werden, wenn daneben noch 
eine Sicherung durch ein Grundstückspfandrecht be­
steht. Im Hinblick auf die Bürgschaftsübernahme aber 
stellen solche Hoffnungen keine Geschäftsgrundlage 
dar, sondern haben höchstens die Bedeutung eines recht­
lich unbeachtlichen Motivs und vermögen daher, falls 
sie nicht erfüllt werden, an dem Bestand der übernom­
menen Verpflichtung nichts zu ändern.

Nach alledem war nach dem der Höhe nach unbe­
strittenen Anträge der Klägerin mit der Kostenfolge 
aus § 91 ZPO zu erkennen.

§ 48 EheG.
Der Widerspruch gemäß § 48 EheG ist beachtlich, 

wenn der Kläger, ohne daß eine Zerrüttung der Ehe 
vorlag, seine Familie aus egoistischen Gründen und in 
verantwortungsloser Weise verlassen hat, um ein Leben 
nach seinen eigenen Bedürfnissen zu führen.

Stadtgericht Berlin, Urt. vom 15. Februar 1954 — 
Z S 354/53.

Die Parteien haben 1935 geheiratet. Der Kläger ist Ingenieur, 
arbeitet z. Z. in Westberlin und ist 1908 geboren. Die Beklagte 
ist 1910 geboren. Die Beklagte hat fünf Kinder zur Welt ge­
bracht. Das erste Kind ist 1936. das letzte ist am 19. Februar 
1950 geboren. Der Kläger hat 1942 eine schwere Körperlähmung 
gehabt, die sich wieder besserte, an der aber heute noch 
leidet. Der letzte eheliche Verkehr fand am 14. Januar 1950 
statt.

Der Kläger hatte sich bereits 1948 einmal von seiner Familie 
getrennt und Ehescheidungsklage erhoben. Er hatte geltend 
gemacht, daß er sich bereits seit 1942 mit dem Gedanken der 
Ehescheidung getragen habe, da die Beklagte keine Liebe 
mehr für ihn empfunden und ihre Hausfrauenpflichten ver­
nachlässigt habe und starke Meinungsverschiedenheiten über 
die Erziehung der Kinder aufgetaucht seien. Der Kläger hatte 
die Klage jedoch wieder zurückgenommen und war zu seiner 
Familie zurückgekehrt. Die Beklagte gibt als Grund für die 
damalige Trennung an, daß der Kläger Beziehungen zu einer 
anderen Frau aufgenommen, seinen Irrtum aber, als der Ver­
lobte dieser Frau zurückkam, eingesehen habe. Als die Be­
klagte mit dem fünften Kind schwanger ging, ist der Kläger 
ab und an mit einer Bekannten in Konzerte und ins Theater 
gegangen und mit dieser Frau auch am 14. Januar 1950 für 
acht Tage nach J. verreist. Der Kläger war z. Z. der Geburt 
des fünften Kindes nicht zu Hause, er hat in dieser Zeit häufig 
über Sonnabend'Sonntag Ausflüge mit der anderen Frau in 
die Umgebung Berlins gemacht. Zu Hause ist er dann in ein 
anderes Zimmer gezogen und hat sich im Laufe des Frühiahrs 
1950 seine Lebensmittelkarte geben lassen. Am 17. Juli 1950 ist 
er ausgezogen und in das Haus übergesiedelt, in dem seine 
neue Bekannte wohnte, von der er auch versorgt wurde.

Im Juli 1950 hat der Kläger Ehescheidungsklage erhoben mit 
der Begründung, die Beklagte bevorzuge die Kinder in der Ver­
sorgung, vernachlässige ihn, sie stopfe graue Socken mit 
brauner Wolle, putze die Messingteile nicht und sorge nicht 
ausreichend für die Instandsetzung seiner Kleidung. Beim 
Verkehr lehne sie den Gebrauch von Schutzmitteln ab, so sei 
es auch zur letzten Schwangerschaft gekommen. Er brauche 
wegen seiner Erkrankung und beruflichen Belastung Ruhe, 
die er zu Hause nicht finden könne. Die Beklagte hat die 
behaupteten Eheverfehlungen bestritten und den Grund für 
den Auszug des Klägers in seinen Beziehungen zu der Zeugin 
B. gesehen. Die Klage wurde durch Urteil vom 5. August 1950 
abgewiesen. Die hiergegen eingelegte Berufung wurde vom 
Kläger zurückgenommen.

Die jetzige Ehescheidungsklage stützt der Kläger auf § 48 
EheG unter Berufung auf die dreijährige Trennung und Zer­
rüttung der Ehe. Er trug vor, die Beklagte habe ihn nur ge­
heiratet, um versorgt zu sein, und beantragte, die Ehe ohne 
Schuldausspruch zu scheiden. — Die Beklagte beantragte 
Klageabweisung; sie will die Ehe mit Rücksicht auf die fünf 
Kinder aufrechterhalten.

Das Stadtbezirksgericht hat die Ehe durch Urteil vom 
24. September 1S53 geschieden. Es hat die Voraussetzungen des 

§ 48 EheG bejaht und den Widerspruch der Frau nicht für 
gerechtfertigt angesehen.
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